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Einzahlung Auszahlung Total geografisch-
topografisch

soziodemo-
grafisch Total Härte-

ausgleich
Abfederungs-
massnahmen

Ergänzungs-
beitrag

ZH 121.2 582'785 0 582'785 0 -131'452 -131'452 10'845 0 0 462'177
BE 75.0 0 -1'227'763 -1'227'763 -29'823 0 -29'823 -20'212 -24'043 0 -1'301'841
LU 92.3 0 -70'734 -70'734 -5'874 0 -5'874 -9'963 -9'545 0 -96'116
UR 70.6 0 -56'473 -56'473 -12'155 0 -12'155 308 -851 -1'446 -70'617
SZ 177.3 221'620 0 221'620 -7'034 0 -7'034 1'135 0 0 215'722
OW 109.9 6'775 0 6'775 -6'395 0 -6'395 286 0 0 666
NW 159.5 46'137 0 46'137 -1'471 0 -1'471 328 0 0 44'994
GL 72.5 0 -56'134 -56'134 -5'584 0 -5'584 -4'152 -941 -378 -67'190
ZG 267.5 385'830 0 385'830 0 -3'784 -3'784 872 0 0 382'918
FR 71.6 0 -465'153 -465'153 -9'476 -511 -9'987 -73'397 -7'421 -61'109 -617'067
SO 71.9 0 -394'168 -394'168 0 -9'372 -9'372 2'155 -6'371 -42'771 -450'528
BS 155.9 198'029 0 198'029 0 -66'512 -66'512 1'710 0 0 133'227
BL 98.3 0 -4'098 -4'098 0 0 0 2'284 -6'694 0 -8'508
SH 100.0 0 -1 -1 0 0 0 651 -1'911 0 -1'261
AR 85.5 0 -26'695 -26'695 -21'580 0 -21'580 474 -1'277 0 -49'078
AI 104.2 1'208 0 1'208 -9'590 0 -9'590 130 0 0 -8'252
SG 82.7 0 -329'096 -329'096 -2'058 0 -2'058 3'983 -11'804 0 -338'975
GR 86.5 0 -88'611 -88'611 -143'112 0 -143'112 1'675 -4'744 0 -234'792
AG 81.8 0 -479'359 -479'359 0 0 0 4'802 -15'830 0 -490'387
TG 81.7 0 -197'880 -197'880 -3'507 0 -3'507 2'020 -6'452 0 -205'818
TI 91.9 0 -65'852 -65'852 -15'464 0 -15'464 2'727 -8'183 0 -86'772
VD 99.7 0 -627 -627 -142 -122'154 -122'296 5'580 0 0 -117'342
VS 65.2 0 -720'021 -720'021 -78'447 -8'421 -86'867 2'425 -8'131 -71'485 -884'079
NE 76.9 0 -183'320 -183'320 -23'426 -12'476 -35'902 -58'378 -4'102 0 -281'702
GE 140.0 360'818 0 360'818 0 -165'397 -165'397 3'626 0 0 199'048
JU 66.4 0 -142'020 -142'020 -4'942 0 -4'942 -10'063 -1'699 -2'812 -161'536

Total 100.0 1'803'202 -4'508'005 -2'704'803 -380'079 -520'079 -900'159 -128'148 -120'000 -180'000 -4'033'110

Tabelle 1: Finanzausgleichszahlungen 2024
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Anhang 1 zu Artikel 36 

(Stand 01.01.2023) 

Ausgabenbefugnisse 

Betrag in Franken zuständiges Organ Bemerkungen 

Neue einmalige Ausgaben 

bis 500’000  Direktionen, Staatskanzlei - 

über 500’000 bis 1 Million  Regierungsrat - 

über 1 Million bis 2 Millionen  Grosser Rat unter Vorbehalt ausserordentlicher 
Volksabstimmungen 

über 2 Millionen Grosser Rat unter Vorbehalt fakultativer Volksab-
stimmungen 

Neue wiederkehrende Ausgaben 

bis 100’000 Direktionen, Staatskanzlei - 

über 100’000 bis 200’000 Regierungsrat - 

über 200’000 bis 400’000 Grosser Rat unter Vorbehalt ausserordentlicher 

Volksabstimmungen 

über 400’000 Grosser Rat unter Vorbehalt fakultativer Volksab-
stimmungen 

Gebundene einmalige Ausgaben 

bis 1 Million Direktionen, Staatskanzlei 

über 1 Million Regierungsrat Finanzkommission und Finanzkontrol-
le erhalten den Beschluss zur Kennt-
nisnahme. 

Gebundene wiederkehrende Ausgaben 

bis 200’000 Direktionen, Staatskanzlei 

über 200’000 Regierungsrat Finanzkommission und Finanzkontrol-
le  erhalten den Beschluss zur Kennt-
nisnahme. 



Der Bundesrat

Bundesrat beschliesst Anpassungen 
am Finanzausgleich 

Bern, 28.09.2018 - Aufgrund der Ergebnisse des Wirksamkeitsberichts 2016–

2019 zum Finanzausgleich und gestützt auf das Ergebnis der Vernehmlassung 

schlägt der Bundesrat eine Reform des Finanzausgleichs vor. Als wichtigstes 

Element soll die Mindestausstattung im Ressourcenausgleich auf 86,5 Prozent 

des schweizerischen Mittels erhöht und gleichzeitig gesetzlich garantiert 

werden. Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 28. September 2018 die 

Botschaft zuhanden des Parlaments verabschiedet. 

Im Wirksamkeitsbericht zum Finanzausgleich 2016–2019 hat der Bundesrat 
aufgezeigt, dass sich aufgrund der geltenden Berechnungsmethode im 
Ressourcenausgleich die Ausgleichszahlungen stark erhöht haben. Die 
angestrebte minimale Pro-Kopf-Ausstattung wurde von allen Kantonen deutlich 
übertroffen. Aus diesem Grund unterstützte der Bundesrat Reformvorschläge der 
Konferenz der Kantonsregierungen (KdK). Deren Kernelement bildet eine 
garantierte Mindestausstattung jedes Kantons von 86,5 Prozent des 
schweizerischen Mittels. Im Rahmen der Vernehmlassung wurde dieser Vorschlag 
weitgehend begrüsst, insbesondere von der grossen Mehrheit der Kantone. In der 
nun verabschiedeten Botschaft schlägt der Bundesrat die folgenden Anpassungen 
vor:

◾ Die Mindestausstattung des ressourcenschwächsten Kantons wird auf 
86,5 Prozent des schweizerischen Mittels erhöht und garantiert.

◾ Die Verteilung der Mittel auf die ressourcenschwachen Kantone wird leicht 
angepasst.

◾ Der Bundesanteil am Ressourcenausgleich wird auf das verfassungsmässige 
Maximum erhöht.



◾ Die Bundesmittel reduzieren sich durch die Änderung der 
Berechnungsmethode gegenüber heute um bis zu 280 Millionen Franken pro 
Jahr. Der Bundesrat ist bereit, diese Mittel in den nächsten sechs Jahren 
vollumfänglich den Kantonen zur Verfügung zu stellen, um die Auswirkungen 
der Anpassungen zu mildern. Sie werden zur einen Hälfte dem 
soziodemografischen Lastenausgleich zu Gute kommen. Zur anderen Hälfte 
fliessen sie zeitlich befristet in den Jahren 2021–2025 degressiv ausgestaltet 
den ressourcenschwachen Kantonen zu. 

◾ Die Dotationen des Ressourcen- und des Lastenausgleichs werden nicht mehr 
alle vier Jahre mittels eines Bundesbeschlusses festgelegt, sondern im Gesetz 
verankert und jährlich fortgeschrieben.

◾ Die Berücksichtigung der Vermögen im Ressourcenpotenzial der Kantone wird 
leicht angepasst.

◾ Der nächste Wirksamkeitsbericht soll einmalig eine Periode von sechs statt vier 
Jahren umfassen.

Die Ausgleichsgefässe

Der Ressourcenausgleich hat zum Ziel, Kantone mit unterdurchschnittlichen 

eigenen Ressourcen, die so genannten ressourcenschwachen Kantone, mit 
genügend frei verfügbaren Finanzmitteln auszustatten. Er wird durch den 
Bund und die ressourcenstarken Kantone finanziert. Die Ressourcenstärke 
misst die steuerlich ausschöpfbare wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der 
Kantone.

Die beiden Lastenausgleichsgefässe: Kantone, die durch ihre 

Bevölkerungsstruktur oder Zentrumsfunktion übermässig belastet sind, 
werden durch den soziodemografischen Lastenausgleich (SLA) entlastet. 
Kantone, die bedingt durch ihre Höhenlage, die Steilheit des Geländes oder 
aufgrund ihrer spezifischen Besiedlungsstruktur übermässig Lasten zu tragen 
haben, werden durch den geografisch-topografischen Lastenausgleich (GLA) 
entlastet. SLA und GLA werden vollständig durch den Bund finanziert.

Der Härteausgleich stellt sicher, dass kein ressourcenschwacher Kanton durch 

den Übergang zum neuen Finanzausgleichsystem im Jahr 2008 finanziell 
schlechter gestellt wird. Er endet spätestens 2035 und wird seit 2016 jährlich 
um 5 Prozent des Anfangsbetrags abgebaut. Ein anspruchsberechtigter Kanton 
verliert seinen Anspruch auf Härteausgleich, wenn er ressourcenstark wird. Die 
Dotation des Härteausgleichs reduziert sich dementsprechend. Der 
Härteausgleich wird vom Bund (zwei Drittel) und von den Kantonen (ein 
Drittel) finanziert.
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verzichtet zugunsten der einfachen Lesbarkeit auf die genderkorrekte Schreibweise, welche die 

maskuline und die feminine Form verwendet. 
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1. MANAGEMENT SUMMARY 

 

Die religionspolitische Auslegeordnung für den Kanton Bern – dargelegt in einer ausführlichen Form 

(Inniger, 2017) und zusammengefasst in diesem vorliegenden Kurzbericht – zeigt, dass das neue 

Landeskirchengesetz das Verhältnis des Kantons Bern zu den anerkannten Religionsgemeinschaften 

neu regelt, dass aber das Verhältnis des Kantons Bern zu den nicht anerkannten 

Religionsgemeinschaften heute ebenso ungeregelt bleibt wie das Zusammenspiel unter den 

anerkannten und den nicht anerkannten Religionsgemeinschaften. Dieses Zusammenspiel ist für den 

Kanton Bern dort relevant, wo er ausgewählte Religionsgemeinschaften privilegiert, und wo er die 

Seelsorge in öffentlichen Institutionen sowie den öffentlichen Frieden sicherstellt. Die Auslegeordnung 

zeigt weiter den Trend, dass die anerkannten Religionsgemeinschaften früher oder später neben einer 

Vielzahl von nicht anerkannten Religionsgemeinschaften und neben der konfessionslosen Bevölkerung 

zu einer gesellschaftlichen Minderheit gehören werden. Weiter zeigt sie, dass Politik, Verwaltung und 

öffentliche Institutionen mit neuen religionsspezifischen Herausforderungen konfrontiert sind. Es wird 

dabei offensichtlich, dass eine auf eine eindimensionale Religionslandschaft ausgerichtete 

Religionspolitik den Herausforderungen einer neu dreidimensionalen Religionslandschaft (christlich – 

plural – säkular) nicht mehr umfassend gerecht wird. Dabei wird ebenso klar, dass dem Kanton Bern 

heute angepasste gesetzliche Grundlagen, eine religionspolitische Strategie und eine beauftragte Stelle 

für Religionsfragen fehlen. Schliesslich zeigt die Auslegeordnung, dass die heutige Anerkennungs-, 

respektive die Nicht-Anerkennungspolitik die Tendenz hat, unter Religionsgemeinschaften Asymmetrien 

zu fördern, welche von Vertretern nicht anerkannter Religionsgemeinschaften zum Teil als 

Diskriminierung empfunden werden. 

Zusammen mit allen anderen Schweizer Kantonen ist der Kanton Bern heute mit den Fragen 

konfrontiert, wie der Staat mit religiöser Pluralität und mit der Anerkennungsproblematik umgeht, 

welchen Platz Religion im öffentlichen Raum hat, wie nichtchristliche Seelsorge in Institutionen gestaltet 

wird, wie Radikalisierungstendenzen angegangen werden und wie der öffentliche Frieden erhalten 

bleibt.  

In diesem Kurzbericht wird dem Kanton Bern empfohlen, diese Fragen nicht unbeantwortet zu lassen, 

denn entsprechende Fragen werden auch in Zukunft gestellt werden. Weiter wird dem Kanton Bern 

empfohlen, die Feststellung namhafter Wissenschaftler zur Kenntnis zu nehmen, dass der Staat alle 

Religionsgemeinschaften als sozial relevante Körperschaften in seine Religionspolitik einbeziehen 

sollte, um das positive Potenzial aller Religionsgemeinschaften zum Gemeinwohl zu nutzen. In diesem 

Kurzbericht wird deshalb eine informierte, inklusive und gemeinschaftsfördernde Religionspolitik der 

kleinen Schritte empfohlen, welche auf die heutige Landeskirchenpolitik aufbaut und auf aktuelle 

Herausforderungen reagiert. Der faire Einbezug nicht anerkannter Religionsgemeinschaften fordert und 

fördert nicht nur deren Partizipation in der Zivilgesellschaft, sondern vermindert auch das Risiko, dass 

das Innenleben von Religionsgemeinschaften und ihre Interaktion mit anderen Religionsgemeinschaften 

und mit Gesellschaft und Staat undurchsichtig werden. Die Erweiterung der Beauftragung für 

Landeskirchen in eine Beauftragung für Religionsfragen, wie sie das neue Landeskirchengesetz in 

Art 37 i vorsieht, und die Erarbeitung einer neuen religionspolitischen Strategie ermöglichen es dem 

Kanton Bern, das positive Potenzial aller Religionsgemeinschaften zum gesamtgesellschaftlichen Wohl 

zu nutzen und den öffentlichen Frieden zu wahren.  

 

  














